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Take-aways
	Die USA weisen von allen Industrienationen die niedrigste Chancengleichheit auf.
	Das politische System der USA begünstigt das reichste Prozent der Bevölkerung.
	Einkommens- und Vermögenssteigerung orientieren sich immer weniger an der Leistung.
	Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich immer mehr, was auf Dauer die Gesamtnachfrage einer Volkswirtschaft zurückgehen lässt.
	Steuersenkungen für Reiche haben keinen positiven Effekt auf das Wirtschaftswachstum und die Staatseinnahmen bewirkt.
	In den USA manipulieren die Wohlhabenden die Demokratie durch ihr Vermögen und ihren Einfluss auf die Medien.
	Finanzinstitute und Unternehmen verhindern durch Lobbyismus, dass sie für schadhaftes Verhalten gegenüber der Allgemeinheit haften müssen.
	Eine harte Sparpolitik, die auf den Abbau des hohen US-Staatsdefizits abzielt, verschärft die Rezession.
	Um das Wirtschaftswachstum zu erhöhen, müssen die USA die Nachfrage ankurbeln und den Fokus auf die Schaffung von Arbeitsplätzen legen.
	Märkte sind von gesellschaftlichen Strömungen und politischen Entscheidungen abhängig.


Rezension
Dieses Buch ist für jeden ein Muss. Denn die Probleme der USA sind auch die Probleme der anderen Industrienationen. Wenn man sie nicht versteht und nicht handelt, könnten die Folgen der wachsenden Ungleichheit in den USA alle führenden Volkswirtschaften mit in den Abgrund reißen. Nobelpreisträger Joseph Stiglitz ist seinem Ruf als Ökonom mit sozialem Gewissen wieder einmal gerecht geworden. Sehr detailliert beschreibt er die dramatische Misere der amerikanischen Gesellschaft. Auch seine heftigsten Kritiker werden nicht an der Tatsache vorbeikommen, dass die US-Demokratie in die Hände der Finanzbranche gefallen ist. Stiglitz hält den USA, aber auch uns allen, schonungslos den Spiegel vor. getAbstract empfiehlt dieses Buch allen, die die Entwicklungen in den USA verstehen möchten und die wissen wollen, wie wir einen Ausweg finden können.

Zusammenfassung
Die Herrschaft der Reichen
Amerika ist für die meisten Menschen ein Mythos. Ob in Europa, Asien oder Afrika: Wer an die USA denkt, verbindet damit zuerst Demokratie und Chancengleichheit. Wenn man nur hart arbeite, werde man schon sein Glück machen, heißt es. Die Realität widerlegt diese Vorstellung schon seit Jahrzehnten, erst recht seit Beginn der Finanz- und Immobilienkrise im Jahr 2007. In der folgenden Rezession wurde nämlich sehr deutlich, dass sich in den USA vor allem die Vermögenden schnell von ihren Einbußen erholten. Im Jahr 2010 erzielte das reichste Prozent der Bevölkerung rund 93 % des im Vergleich zum Vorjahr zusätzlich erwirtschafteten Volkseinkommens.
„Die Märkte haben eindeutig nicht in der Weise funktioniert, wie es ihre Anhänger behaupten.“

Der großen Masse der Amerikaner geht es dagegen immer schlechter. Die Arbeitslosigkeit ist weiterhin hoch. Die Löhne sinken, sodass eine Beschäftigung in vielen Fällen nicht mehr ausreicht, um eine Familie zu versorgen, und immer mehr Erwerbstätige in die Armut fallen. Aufgrund der hohen Schulden durch Hypothekendarlehen verlieren weiterhin viele Menschen ihre Häuser und damit ihre Altersabsicherung. Und der Zugang zu guter Bildung sowie zum sozialen Netz, etwa bei Krankheit, ist für die meisten Menschen außer Reichweite. 

Die USA vor der Zerreißprobe
Die amerikanische Gesellschaft, in der 20 % der Einkommensbezieher nach Steuern mehr als die übrigen vier Fünftel der Bevölkerung zusammen verdienen, steht vor einer großen Zerreißprobe. Wissenschaftliche Untersuchungen belegen in Übereinstimmung mit historischen Erfahrungen, dass eine wachsende Ungleichheit die Stabilität einer Gesellschaft untergräbt und Krisen nicht nur verschärft, sondern sie sogar hervorruft. Diese Entwicklung ist bereits seit Jahrzehnten zu beobachten. Dennoch vertreten viele Wirtschaftswissenschaftler und vor allem die politische Rechte noch immer die Ansicht, dass die Mehrheit der Amerikaner automatisch profitiere, wenn die Reichen reicher werden – die so genannte Trickle-down-Theorie. Tatsache ist jedoch, dass Einkommens- und Vermögenszuwächse vor allem dem wohlhabendsten Prozent der Bevölkerung zugutekommen. Familien mit mittleren und niedrigen Einkommen haben dagegen seit mehr als einem Jahrzehnt einen sinkenden Lebensstandard. In keinem anderen Industrieland haben die Menschen so ungleiche Chancen wie in den USA. 

Rent-Seeking statt Wohlstandssteigerung
Grundlage für die moderne Wirtschaftspolitik sind immer noch Adam Smiths Ansichten über die Funktion der Märkte. Gemäß dem Pionier der Volkswirtschaftslehre bedingt das eigennützige Verhalten des Einzelnen den Wohlstand einer gesamten Gesellschaft. Die Geschichte hat aber gezeigt, dass Märkte nicht automatisch effiziente Resultate und gerechte Gesellschaften hervorbringen. Deshalb ist der Staat gefordert, Marktversagen und Ungleichheiten zu beheben. Genau das passiert in den USA jedoch nicht. Das politische System verschärft die Ungleichheit sogar noch, indem es z. B. durch Steuererleichterungen, Transferzahlungen, Subventionen oder rechtliche Vorschriften die Wohlhabenden finanziell begünstigt und deren Machtfülle erweitert.
„Eine der dunkelsten Seiten der Marktwirtschaft, die ans Licht kam, ist die große und zunehmende Ungleichheit, die dafür sorgt, dass das soziale Gefüge Amerikas und die ökonomische Zukunftsfähigkeit des Landes an den Rändern ausfransen.“

Viel schlimmer ist allerdings, dass diese Politik das Prinzip „Einkommen gegen Leistung“ aushöhlt. Denn die Kapitaleigner erhöhen ihr Vermögen zunehmend nicht mehr durch Arbeit und Leistung, was auch zur Wohlstandssteigerung der Gesellschaft beitragen würde, sondern allein durch Rentenzahlungen auf ihren Reichtum. Statt Wachstum zu kreieren, manipulieren sie die Politik und die öffentliche Meinung, um sich einen noch höheren Anteil des gesamtwirtschaftlichen Vermögens zu sichern. Bestes Beispiel dafür ist die Besetzung der führenden Positionen in Regulierungsbehörden wie der US-Notenbank oder der Federal Communications Commission, die Regeln für die Telekommunikationsbranche festlegt. Fast immer haben die entsprechenden Branchen einen entscheidenden Einfluss darauf, von wem sie beaufsichtigt werden. Es überrascht daher nicht, wenn die politischen und gesetzlichen Regulierungen eher die Branchenbedürfnisse als die Interessen der Allgemeinheit widerspiegeln. 

Die Schattenseiten der gesellschaftlichen Polarisierung
Märkte agieren nie unabhängig von gesellschaftlichen Strömungen und der Politik. Die Polarisierung der amerikanischen Gesellschaft durch die zunehmend ungleiche Einkommens- und Vermögensverteilung lässt sich daher nicht einfach mit der Wechselwirkung von Angebot und Nachfrage erklären. Die bestehende Lohndiskriminierung von Frauen, der fortschreitende Abbau von Arbeitsplätzen in der Produktion oder die Nachfrage nach billigen Arbeitskräften sind zwar auch die Folge von Marktkräften. Doch wie die Märkte operieren, hängt letztlich davon ab, wie sie von sozialen Normen (beispielsweise der Einstellung zu Frauen) oder politischen Entscheidungen geprägt sind.
„Die Reichen werden reicher, die Reichsten der Reichen werden noch reicher, die Armen werden ärmer, und ihre Zahl wächst, die Mittelschicht wird ausgehöhlt.“

Die weitreichende Finanzmarktliberalisierung Anfang der 80er Jahre eröffnete den Banken erst die Möglichkeit, riskante Produkte zu entwickeln und Risiken in ihren Aktivitäten zu vernachlässigen. Die Folge war eine der bislang schwersten Wirtschaftskrisen, deren Zeche heute vor allem mittelständische Unternehmen und die Arbeitnehmer zahlen. Auch die von den Kapitaleignern vorangetriebene globale Handelsliberalisierung erfolgt zunehmend auf dem Rücken der Erwerbstätigen, da ihre Löhne international konkurrieren und teure Produktionen in billigere Länder verlagert werden.
„Auch wenn die Daten das Gegenteil belegen – die Amerikaner glauben noch an den Mythos der Chancengleichheit.“

Andere wichtige Aspekte der Marktkräfte sind beispielsweise der sinkende Einfluss der Gewerkschaften, die durch Corporate-Governance-Gesetze verbriefte Macht des Managements oder die noch immer existierenden Rassenvorurteile, die sich u. a. diskriminierend auf die Kreditvergabe und den Wohnungsbau auswirken. Auch die von US-Präsident Ronald Reagan in den 80er Jahren vorangetriebene Steuersenkung für die Reichen hat die Märkte erheblich beeinflusst. Entgegen den Voraussagen sind die Steuereinnahmen insgesamt nicht gestiegen, und die für den Handel notwendigen Maßnahmen zur Modernisierung der Infrastruktur sind seitdem vernachlässigt worden. Das hat das Staatsdefizit dauerhaft erhöht.
„Obwohl der Grad an Ungleichheit maßgeblich auf Marktkräfte zurückgeht, ist es die Politik, die diese Marktkräfte gestaltet.“

Eine kontinuierliche Einkommensumverteilung zugunsten der Reichen gefährdet langfristig den Wohlstand einer Gesellschaft. Der Grund ist, dass dadurch die Gesamtnachfrage abnimmt. Die Folgen sind Arbeitslosigkeit, sinkende Löhne, ausbleibende Investitionen, ungenutzte Ressourcen, die Entstehung monopolartiger Strukturen, ein allgemeiner Vertrauensverlust und damit verbundene Leistungseinbußen sowie Wachstumsbeschränkungen. Zudem begünstigen unzureichend regulierte Märkte, dass sich Spekulationsblasen bilden. In einer Volkswirtschaft agiert niemand isoliert. Ob Arm oder Reich, der eigene Erfolg hängt immer davon ab, wie fair die Menschen miteinander umgehen, wie sehr sie sich unterstützen und an das Gemeinwohl denken. 

Die Erosion der Demokratie
In den USA ist die wachsende Spannung zwischen Arm und Reich das Ergebnis von politischen Entscheidungen. Die Auswirkungen sind längst nicht mehr nur auf die Ökonomie beschränkt. Das gesamte Staatssystem, die Demokratie ist in Gefahr. Bestes Beispiel dafür sind die alle vier Jahre stattfindenden Präsidentenwahlen. Von einer wirklichen Volksentscheidung ist das Spektakel inzwischen weit entfernt. Das reichste Prozent der Bevölkerung manipuliert das Verfahren durch seinen politischen Einfluss und hohe Zahlungen an die Parteien. Statt „ein Bürger, eine Stimme“ müsste es heute „ein Dollar, eine Stimme“ heißen.
„Ungleichheit erzeugt Instabilität und diese Instabilität wiederum Ungleichheit – ein fataler Teufelskreis.“

Die offensichtliche Politikverdrossenheit der Amerikaner ließe sich auflösen, wenn Gesetze verabschiedet würden, die den kostspieligen Manipulationsversuchen durch die Wahlwerbung in den Medien einen Riegel vorschieben. Da jedoch das oberste Prozent seine Macht eher ausbauen will, ist mit diesen notwendigen Veränderungen in den nächsten Jahren kaum zu rechnen.
„Eines Tages, vielleicht schon bald, werden auch wir einsehen, dass die Globalisierung so, wie sie gegenwärtig gesteuert wird, weder die weltwirtschaftliche Effizienz noch die globale Fairness fördert; und, was noch wichtiger ist, sie gefährdet unsere Demokratie.“

Wie sehr die Wohlhabenden in den USA die öffentliche Meinung manipulieren, zeigt die allgemeine Einstellung zum Thema Entlohnung. Die meisten Menschen unterstützen die Aussage, dass jemand, der viel für das Allgemeinwohl leistet, entsprechend vergütet werden sollte. Doch genau mit dieser Argumentation rechtfertigen auch Manager ihre Gehälter oder Investmentbanker ihre Bonuszahlungen, obwohl sie auf Kosten der Allgemeinheit verdienen. Außerdem begründete das Finanzsystem so die Notwendigkeit von Unterstützungszahlungen der öffentlichen Hand, obwohl es die Krise durch seine riskanten Geschäfte erst verursacht hat. Gleichzeitig verhinderten die Banken neue Insolvenzregeln für private Haushalte durch immer neue Appelle an eine „gerechte Gesellschaft“ und eine „effiziente Wirtschaft“. Die Folge ist, dass überschuldete Familien ihre Immobilien verlieren und Ausbildungsdarlehen nicht umgeschuldet werden können. In Wahrheit verschleiern die Mächtigen und Reichen mit ihren Appellen an Fairness und Effizienz, dass es ihnen nur um ihren eigenen Vorteil geht. 

Die Gerechtigkeitsillusion
Wenn Menschen zusammen leben, zusammen Handel treiben und vertrauensvoll miteinander umgehen wollen, sind Regeln erforderlich. Die Grundlage dafür legt ein Rechtsstaat. Er muss gerechte Gesetze verabschieden, an die sich alle halten. So weit die Theorie.
„Die Mächtigen manipulieren die öffentliche Wahrnehmung durch Appelle an Fairness und Effizienz, während die tatsächlichen Ergebnisse nur zu ihrem Vorteil sind.“

In der amerikanischen Alltagspraxis existiert zwar ein funktionierender Rechtsstaat. Allerdings sind dessen Ergebnisse längst nicht fair für alle. Während etwa Eigenheimbesitzer für ihre Schulden geradestehen müssen und ihr Vermögen bei Zahlungsunfähigkeit verlieren, haften Unternehmen und Banken nur in geringem Maße für Umweltschäden oder spekulative Geschäfte, die der Allgemeinheit schaden. Grund dafür ist eine offensichtliche Schieflage im US-Rechtsstaat.
„Die Hauptursache für Einkommensgefälle ist Arbeitslosigkeit.“

Statt dass alle Bürger vor Missbrauch geschützt werden, sind die Wohlhabenden und Mächtigen in der Lage, das System für ihre eigenen Interessen zu manipulieren. So haben die Vertreter des obersten Prozents Gesetze vorangetrieben, die ihnen eine ausbeuterische Kreditvergabe ermöglichten, die Vergabe von riskanten Hypothekendarlehen ohne Finanzprüfung und Transparenz erlaubten sowie eine Entschuldung privater Haushalte – was sich unvorteilhaft auf die Bilanzen der Banken auswirken würde – erschwerten. 

Verfehlte makroökonomische Politik
Wie viele Nationen leiden auch die USA unter ständig steigenden Staatsschulden. Die Erfüllung der reflexartigen Forderungen vor allem der politischen Rechten, zu sparen und die Staatsausgaben zu senken, würde die Situation der amerikanischen Wirtschaft jedoch dramatisch verschlimmern. Sicherlich sollte das Defizit abgebaut werden. Am besten indem seine Ursachen rückgängig gemacht werden: etwa die drastischen Steuersenkungen der vergangenen Jahrzehnte oder das Verbot für öffentliche Behörden, mit den Pharmaunternehmen günstige Arzneimittelpreise auszuhandeln.
„Wir können uns keine Geld- und Währungsordnung leisten, die von Menschen gesteuert wird, auf die die Denkweise der Banker abgefärbt hat, und die de facto allein dem Interesse des obersten einen Prozents verpflichtet ist.“

Auch eine Umkehr in den makroökonomischen Maßnahmen der Politik würde einen deutlichen konjunkturellen Impuls setzen. Jahrzehntelang profitierten die USA von einer Geldpolitik, die eine geringe Inflation und ein Investitionen förderndes Zinsniveau anstrebte. Um jedoch die Abwärtsspirale der derzeitigen Rezession und der weiter zunehmenden Einkommens- und Vermögensungleichheit zu stoppen, muss der Fokus endlich wieder darauf gerichtet werden, die Nachfrage zu steigern und Arbeitsplätze zu schaffen. Dafür ist eine Umverteilung von dem einen Prozent hin zu den 99 % der Amerikaner unerlässlich. Dazu gehören u. a. Maßnahmen wie die strenge Regulierung des Finanzsystems, ein Ende der Konzernsubventionen, die Förderung des Exports und die Ausweitung der Staatsausgaben. So kann die breite amerikanische Bevölkerung in den Genuss guter Bildung und sozialer Absicherung kommen.
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